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Sachstand der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda von Bund und Län-
dern in Nordrhein-Westfalen IV - Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
 
Unser Land muss auch in seiner föderalen Struktur erneut beweisen, dass wir gemeinsam die 
Kraft und die Fähigkeiten zu einer grundlegenden Erneuerung und Modernisierung unseres 
Staates besitzen. Der Bund und die Regierungsspitzen der Länder haben vor einem Jahr den 
gemeinsamen Beschluss gefasst, eine Föderale Modernisierungsagenda zu erarbeiten, die 
Maßnahmen enthalten soll, mit denen staatliche Verwaltung und öffentliche Organisation 
grundlegend und übergreifend erneuert und verschlankt werden sollen. Ziel der Modernisie-
rung soll sein, schneller, digitaler und handlungsfähiger zu sein – zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger, der Wirtschaft und der Verwaltung. „Wohlstand, Sicherheit und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt wird es dauerhaft nur in einem Staat geben, der sich selbst als veränderungs- 
und anpassungsfähig erweist und seine Strukturen immer wieder erneuert und modernisiert.“, 
heißt es in dem Beschluss1 der Regierungsspitzen.  
In der im Dezember 2025 von den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabschiedeten gemeinsamen föderalen Modernisierungsagenda sind rund 200 
konkrete Maßnahmen zur Modernisierung von Staat und Verwaltung aufgeführt.  
Nordrhein-Westfalen hat die Vereinbarung mitgetragen und wiederholt den Anspruch formu-
liert, bei der Staatsmodernisierung eine Vorreiterrolle einzunehmen. Vor einigen Tagen ist die 
Landesregierung NRW zu einem eigenen “Entlastungskabinett” zusammen gekommen, für ei-
nen klaren Kurswechsel: mehr Vertrauen, weniger Kontrolle, schnellere Verfahren und mehr 
Freiraum für pragmatische Lösungen. Wir Freien Demokraten unterstützen dabei den Leitge-
danken des Entlastungskabinetts ausdrücklich: „Der Staat soll den Menschen wieder mehr 
vertrauen. Deshalb setzt Nordrhein-Westfalen auf eine Beweislastumkehr. Künftig muss nicht 
mehr der Abbau von Bürokratie gerechtfertigt werden, sondern das Festhalten an bestehen-
den Vorgaben. Was nicht zwingend notwendig ist, entfällt.“ 
 
Dabei zählt auch die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren zu den 
zentralen Handlungsfeldern der föderalen Modernisierungsagenda. Gerade für Infrastruktur-, 

 
1 https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-
data_CDR.pdf (letzter Zugriff: 02.07.2026) 
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Energie-, Wohnungsbau- und Wirtschaftsprojekte sind schnellere Verfahren von erheblicher 
Bedeutung. 
 
 
Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8330 mit 
Schreiben vom 31. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Mit der Föderalen Modernisierungsagenda haben der Bundeskanzler und die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder mehr als 200 konkrete und mit Fristen versehene 
Maßnahmen vereinbart: Für eine digitale Verwaltung, schnellere Genehmigungen, einfachere 
Förderverfahren, schlankere Strukturen und weniger Berichts- und Schriftformerfordernisse. 
Bund und Länder haben sich auf diese Maßnahmen geeinigt, um Erleichterungen für die Bür-
gerinnen und Bürger zu erreichen, die Wirtschaft zu stärken und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu fördern.  
  
Die Landesregierung hat Anfang des Jahres einen aus der Staatskanzlei gesteuerten ressort-
übergreifenden Umsetzungsprozess gestartet. Mit ihrem Entlastungskabinett Anfang Mai hat 
die Landesregierung eine Reihe zentraler Vorhaben auf den Weg gebracht, die am 15. Juli 
2026 beim Landtag eingebracht wurden. Hierzu gehören das Erste Gesetz zur Entlastung von 
Bürgern und Wirtschaft in NRW - Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen, das Zweite Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW - 
Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-
Westfalen und das Dritte Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW - Aufhe-
bung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-Westfalen. 
 
Zugleich betrachtet die Landesregierung die Föderale Modernisierungsagenda nicht isoliert, 
sondern stellt sie bewusst in den Kontext bestehender Landesvorhaben. Dadurch entsteht ein 
integrierter Modernisierungspfad, der föderale Anforderungen und landespolitische Prioritäten 
zusammenführt und Doppelstrukturen vermeidet. 
 
 
1. Welche Maßnahmen zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsver-

fahren wurden (über die Ansätze im Entwurf der Novelle zur Landesbauordnung 
hinaus) seit Beschluss der föderalen Modernisierungsagenda in Nordrhein-West-
falen umgesetzt? 

 
2. Welche weiteren Maßnahmen befinden sich derzeit in Vorbereitung oder Umset-

zung? 
 
5. Welche weiteren Schritte plant die Landesregierung bis zum Ende der laufenden 

Wahlperiode zur Verfahrensbeschleunigung? 
 
Die Fragen 1, 2 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Maßnahmen zur Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung finden sich in den laufenden 
Nummern 88 ff. der Föderalen Modernisierungsagenda. Wie bereits zuvor setzt NRW den Pakt 
für Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung konsequent um, bereits 80% der dort ge-
nannten Maßnahmen sind erfüllt.  
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Außer den – von der kleinen Anfrage nicht umfassten – Anpassungen des Bauordnungsrechts 
betrifft ein Großteil der in der Föderalen Modernisierungsagenda genannten Einzelmaßnah-
men Gesetzesänderungen auf Bundesebene (u.a. BImSchG, BNatschG) oder die Maßnah-
men bedürfen der Änderung des Bundesrechts aus Kohärenzgründen (z.B. VwVfG Bund). Die 
Landesregierung setzt sich bei diesen Maßnahmen für eine zügige und konsequente Umset-
zung auf Bundesebene ein. Absehbare Entwicklungen auf Bundesebene und daraus folgende 
mögliche Anpassungen des Landesrechts werden zudem sehr frühzeitig in den gemeinsamen 
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaften zur Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda 
mit den Vertretern der betroffenen Ressorts besprochen und Lösungen auf Landesebene ab-
gestimmt. Kurzfristige Anpassungen und die Umsetzung in der noch laufenden Legislaturperi-
ode sind so möglich.  
 
Neben den vorgenannten Maßnahmen der Föderalen Modernisierungsagenda setzt die Lan-
desregierung zudem mehrere eigene Initiativen zur Beschleunigung und Vereinfachung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren um. Zu nennen ist u.a. das „Gesetz zur Änderung des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze", das 
Verfahrensbeschleunigungen für Infrastrukturprojekte zum Gegenstand hat und mit dem Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren im Straßenrecht einfacher, digitaler und praxistauglicher 
werden. Eine wichtige Neuerung ist zudem, dass die Straßenbaulastträger, meist Kommunen, 
verpflichtet sind, ihre Baustellen im Straßenraum in eine digitale Plattform für Baustellenkoor-
dination einzutragen. 
 
Ferner zählen einzelne Maßnahmen des Ersten und Zweiten Beschleunigungs- und Entlas-
tungspakets NRW dazu. So wurden durch die Novellierung des Landesnaturschutzgesetzes 
Verfahren beschleunigt und stärker digitalisiert. Ebenso unterstützen Klarstellungen zur Ver-
fahrensfreiheit von Transformatoren den Aufbau von Ladeinfrastrukturen für Elektrofahrzeuge.  
 
Darüber hinaus wurde am 15. Juli 2026 mit den kommunalen Spitzenverbänden, Wirtschafts-
verbänden und der Industrie- und Handelskammer Nordrhein-Westfalen ein „Memorandum of 
Understanding“ zur Vereinfachung und Beschleunigung von Großraum- und Schwertranspor-
ten unterzeichnet.  
 
Das Memorandum of Understanding sieht u.a. vor, Aufgaben von Erlaubnis- und Genehmi-
gungsbehörden auf kommunaler Ebene zu bündeln, um Verfahren für Großraum- und Schwer-
transporte effizienter auszugestalten und kürzere Antragsbearbeitungen zu ermöglichen. 
 
Begleitend zur Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda, der beiden landesseitigen 
Entlastungspaketen sowie gezielter Initiativen (u.a. „Memorandum of Understanding“) setzt die 
Landesregierung auf einen strategischen Dialog mit Wirtschaft und Verwaltung im Board für 
Entlastung und Beschleunigung. In der jüngsten Sitzung (Juni 2026) standen Verfahrensver-
einfachungen auf EU-Ebene im Fokus. Die nächste Sitzung wird Anfang des kommenden Jah-
res stattfinden. 
 
 
3. Welche digitalen Instrumente werden zur Beschleunigung von Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren eingesetzt oder vorbereitet? 
 
Neben der Vereinfachung des Fachrechts kann die Digitalisierung einen wesentlichen Beitrag 
zur Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung leisten. Mit der in Entwicklung befindlichen 
Kollaborationsplattform „KOPLA“ können komplexe Genehmigungsprozesse, wie jene nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), über den gesamten Prozess, d.h. von der 
Vorantragsphase bis zum Bescheid, digital abgebildet und mittels KI-Komponenten unterstützt 
werden. Die Plattform wurde von Dezember 2025 bis März 2026 für BImSchG-Verfahren 
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erfolgreich durch NRW-Behörden und mit Interessierten aus der Wirtschaft und anderen Bun-
desländern getestet und steht vor dem Start in den Pilotbetrieb mit Echtdaten. 
 
 
4. Welche Auswirkungen auf die durchschnittliche Dauer von Planungs- und Geneh-

migungsverfahren erwartet die Landesregierung durch die bislang eingeleiteten 
Maßnahmen? 

 
Aufgrund der Vielzahl an verschiedenen Maßnahmen und der unterschiedlichen Arten von 
betroffenen Planungs- und Genehmigungsverfahren ist eine Antwort in dieser allgemeinen 
Form nicht möglich. Eine belastbare Schätzung zur Beschleunigungswirkung der KOPLA wird 
erst durch den Pilotbetrieb mit Echtdaten möglich sein. 
 
 


